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Sicherheitspolitik 
in Großstädten
Kampf um Raum und Sauberkeit
von Daniel Wagner
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Das Angebot an herrschafts- oderauch nur 
besitzfreien Räumen ist gerade in Städten 
dünn gesät. Im Rahmen einer Sicherheits­
politik, die im Kern als symbolische Poli­
tik der gleichzeitigen Bedienung und Be­
arbeitung von Unsicherheitsgefühlen be­
griffen werden kann, überdeckt die Domi­
nanz der Bekämpfung von Kriminalität 
und ihren vermuteten Vorstufen sozial­
politische Konzepte und konzentriert sich 
a u f Methoden der Verdrängung oder gar  
Kriminalisierung von Bevölkerungsgrup­
pen, Lebens- und Handlungsstilen, von de­
nen sich andere, besser gestellte Bevölke­
rungsteile irritiert fühlen. Real fassbar  ist 
dabei nichtein Gewinn an Sicherheit, son­
dern der ungleiche K am p f um Raum und 
Sauberkeitin den konsumfreundlichen In­
nenstädten. Dabei sind diejenigen, denen 
mehr Sicherheit verschafft werden soll, g e­
rade nicht identisch mit denjenigen, deren 
Freiheit zu diesem Zweck eingeschränkt 
wird -  jenen Anderen bleibt beides ver­
wehrt, indem sie zum bloßen Objekt einer 
Politik des subjektiven Sicherheitsempfin­
dens degradiert werden.
Zur Einführung: (öffentlicher) Raum als 
soziales Medium
Eine Vielzahl von Raumdefinitionen und 
Raumanalogien mit Ursprüngen in den 
verschiedensten Wissenschaften, Welt­
anschauungen, Künsten und Professio­
nen bevölkert die Welt, jeder Mensch hat 
seine eigenen, davon mehr oder weniger 
beeinflussten Vorstellungen und Wahr­
nehmungen von Raum. Dabei ist es gera­
de für die soziologisch geformte Perspek­
tive sinnvoll, den geistigen Raumanzug 
einmal abzustreifen und die Gedanken 
nicht mit sozialräumlichen Begriffen be­
ginnen zu lassen, sondern sich eingangs 
im Raum den konkreten Kubik- oder ^ ua- 
dratmetervor Augen zuführen, denjeder 
und Jede von uns allein schon aus phy­
sikalischen Gründen einnimmt. Davon 
ausgehend erfrischt sich der Blick dafür, 
was die (Un-)Möglichkeiten der Rauman­
eignung und die Fähigkeiten bestimmter 
Individuen und Gruppen, Plätze für sich 
zu beanspruchen, um dort Handlungen, 
Lebensstile, Äußerungen stattfinden zu 
lassen, darüber aussagen, wie und von 
wem eine legitime Nutzung öffentlichen 
Raums bestimmt wird und was dies für 
die dort anzutreffenden (oder eben nicht 
anzutreffenden) Menschen bedeutet. Be­
sonders wichtig ist diese Frage im groß­
städtischen Kontext, wo die meisten Räu­
me in verschiedenen Graden privatisiert 
oder funktional gekennzeichnet und be­
stimmten Tätigkeiten, die wiederum be­
stimmten Gruppen und Interessen eher 
entsprechen als anderen, gewidmet sind 
(z.B. als Spiel- oder Marktplatz, als Hun­
de- oderSkatepark).
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Wie treffen Lebensformen und Ansprü­
che in den Innenstädten aufeinander, 
den Fußgängerlnnenzonen, Bürgerstei­
gen, Plätzen, Parks, belebten Straßen? 
Hier sollen Orte gemeint sein, die inso­
fern öffentlich sind, dass sie nicht nur 
von den unmittelbaren Anwohnerin­
nen genutzt werden, Orte, die sichtbar, 
zugänglich und multifunktional sind 
und auch spontaner Aneignung und De­
finition offen stehen. Auf eine Formel 
gebracht, und damit zurück in den so­
ziologischen Raumanzug: (Öffentlicher) 
Raum ist ein soziales Medium. In politi­
scher wie auch in alltäglicher und mas­
senmedialer Auseinandersetzung wird 
er allerdings oft auf eine verengte For­
mel gebracht: „Angstraum“ -  Unsicher­
heitsgefühle werden thematisiert, und 
das nicht nur im Hinblick auf Terroris­
mus, Kriminalität und Gewalt, sondern 
auch auf Obdachlosigkeit, Prostitution, 
Drogenkonsum und verschiedenste Be­
völkerungsgruppen, die potentiell Be- 
drohungs- oder Belästigungsgefühle 
auslösen.
Mit der Aufnahme dieses Fadens be­
stimmt dieser Aufsatz seinen inhalt­
lichen Fokus und beginnt mit dem Ver­
hältnis von Sicherheit und Freiheit und 
auch damit, wie die beiden Werte nicht 
nur im Bereich der Raumpolitik ins 
Verhältnis gesetzt werden. Der nächs­
te Schritt ist die Betrachtung präventi­
ver Sicherheitspolitik und des potenti­
ell spekulativen und stereotypisieren­
den Charakters, den gerade situative 
Formen der Kriminalprävention anzu­
nehmen drohen, je  früher im Vorfeld sie 
wirken wollen. Damit eng verbunden ist 
die Betrachtung des Raumes als Kern­
element situativer Prävention, dem sich 
der darauf folgende Abschnitt widmet. 
Daran schließen zwei knappe Passa­
gen zur Einordnung einer auf Straf- und 
Ordnungsrecht konzentrierten Präven­
tion in sozialstaatliche Zusammenhän­
ge und zur Rolle allgemeiner Überwa­
chung im öffentlichen Raum an, um 
abschließend die Gedanken in der Be­
schreibung einer symbolischen Sicher­
heitspolitik als Politik der Sichtbarkeit 
zusammenzuführen.
Freiheit und Sicherheit
Gerade in den letzten Jahren scheint 
ohne Unterbrechung ein enormer 
Handlungsbedarf im Bereich der Inne­
ren Sicherheit gesehen zu werden und 
Bereitschaft zu bestehen, zu diesem 
Zweck in großem Stil sowohl Techno­
logie als auch Repression einzusetzen. 
Der elegant-einprägsame Slogan dazu 
lautet „Freiheit durch Sicherheit“. Er ge­
winnt seine Geltung allein aus stetiger 
Wiederholung und unterstellt die Nicht­
Existenz eines Widerspruchs oder ei­
ner Notwendigkeit der offenen und tief­
greifenden Abwägung der beiden Wer­
te „Freiheit“ und „Sicherheit“, indem er 
den einen kurzerhand zum Produkt des 
anderen erklärt. Dieses Motto und sei­
ne kritische Betrachtung (vgl. Dennin-
S tudentischesSOZIOLOGIEM A G A Z I N Ausgabe 1 | 2011 Seite 33
ger 2002) tauchten vor allem im Zusam­
menhang mit dem Terrorismusbekämp­
fungsgesetz auf, dasnach dem 11.09.2001 
aufgesetzt wurde und am 01.01.2002 
in Kraft trat. Die Begriffe werden als 
Gleichschritt verknüpft, um so die Fra­
ge nach Ausgewogenheit gar nicht erst 
auftommen zu lassen. In Wahrheit be­
dingen und begrenzen sich beide gegen­
seitig, und speziell der (oft nur spekula­
tive) Gewinn an Sicherheit kann unmit­
telbar oder auf lange Sicht ein enormes 
Maß an (realer) Freiheit kosten. Dass 
schon Freiheitsverlust an sich für die Be­
troffenen unangenehm sein und auch 
wieder zu neuen Unsicherheiten führen 
kann, tritt dabei nicht ins Bewusstsein. 
Während das Aufgeben bestehender Si­
cherheiten zugunsten eines potentiel­
len Freiheitsgewinns nicht vermittelbar 
ist, wird von der doppelköpfigen Natur 
freiheitseinschränkender Maßnahmen 
im Dienste der Sicherheit und Krimi- 
nalitäts- oder Terrorismusbekämpfung 
nicht selten mit dem historisch blinden 
Argument des „Wer nichts zu verbergen 
hat, hat auch nichts zu befürchten“ ab­
gelenkt, um sich der Debatte weitgehend 
zu entziehen. Zu befürchtende Frei­
heitsverluste erscheinen zu abstrakt, 
während Sicherheit als unmittelbares 
und starkes Legitimationsgut auftreten 
kann, indem Gefahren als konkret und 
drängend dargestellt werden (vgl. Has- 
semer2001:420).
Das Verhältnis von Sicherheit und Frei­
heit (und nicht zuletzt auch Sozialpoli­
tik) ist allerdings sehr vielschichtig und 
kann nicht mit Hilfe einfacher Konzep­
te analysiert werden. Auf keinen Fall ist 
es ein Nullsummenspiel (und auch die 
hier gezeichneten Bilder leben behelfs­
mäßig vom unzureichenden Motiv der 
richtigen Balance: Selbst wenn es eine 
Wippe gäbe, säßen die beiden Begriffe 
wohl nicht einmal auf ihren verschiede­
nen Seiten). Das subjektive Sicherheits­
empfinden kann allerdings sofort mit 
Bekanntgabe vielversprechender Maß­
nahmen gestärkt werden und somit eine 
abstrakte Bedrohung vermindert er­
scheinen, während Freiheitseinschrän­
kungen oft nicht unmittelbar zu spüren 
sind und (erst einmal) versteckt stattfin­
den (vgl. Prantl 2008: 37). Ein erhoffier 
kleiner Sicherheitsgewinn kann einen 
enormen Freiheitsverlust bedeuten. Ein 
Beispiel sind die negativen Folgen ver­
stärkter Überwachung -  wenn ein aus­
reichendes Maß an Angst herrscht, mö­
gen z.B. gut sichtbar angebrachte Kame­
ras tatsächlich beruhigend wirken. Für 
die Öffentlichkeit wirklich erträglich 
ist dies aber nur, wenn handfest spür­
bare Freiheitseinschränkungen nur für 
bestimmte Gruppen gelten, deren Ein­
flusspotential vergleichsweise gering 
ist. Das sind soziale Randgruppen, Mi- 
grantlnnen, Kriminelle, aber auch Ju­
gendliche oder andere -  wie auch immer 
konstruierte - Gruppen von Fremden 
oder gar Feindinnen. So wird es mög­
lich, dassjene, denen mehr (gefühlte) Si­
cherheit verschaffi werden soll, gerade
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nicht diejenigen sind, deren Freiheit zu 
diesem Zweck eingeschränkt wird. Zu­
gleich bleibt einer anderen Gruppe bei­
des verwehrt, indem sie quasi zum blo­
ßen Objekt einer Politik des subjektiven 
Sicherheitsempfindens degradiert wird 
(vgl. Krasmann/Martschukat 2007: 7f.). 
Die „Dialektik von Freiheit und Kon­
trolle“ nennt es David Garland (2008: 
350f.): Der Genuss persönlicher kapita­
listischer Freiheiten „[...] hängt inzwi­
schen von der strengen Kontrolle ausge­
schlossener Gruppen ab, denen man den 
Umgang mit diesen Freiheiten nicht zu­
traut“ (ebd.: 351). Am klarsten und ein- 
drücklichsten lässt sich dies an Beispie­
len aus dem städtischen Raum darstel­
len, wenn dessen „Reinigung“ im Dienst 
der Sicherheit betrieben wird
Politik der Sicherheit oder der 
Sauberkeit?
Nicht wenige Städte verfolgen eine Po­
litik ohne Platz für Irritationen und mit 
geringer Toleranz für alternative Le­
bensentwürfe; „[...] die aggressive Aus­
grenzung sog. Randgruppen [zählt] zur 
sicherheitspolitischen Alltagspraxis“ 
(Gössner 2002: 32). In den 1970erjahren 
wurden die Paragraphen, die Landstrei­
cherei und Obdachlosigkeit unter Stra­
fe stellten, ersatzlos aus dem Strafge­
setzbuch gestrichen. Dennoch sind ge­
rade die Obdachlosen ein Dorn im Auge 
der Stadtverwaltungen und Kaufleu­
te in den Innenstädten und werden mit 
findigen Strategien kriminalisiert und
vertrieben -  auch wenn keine Gesetze 
verletzt wurden und keine Gefahr von 
ihnen ausgeht. Dazu geschaffene Poli­
zeiverordnungen, die Formulierungen 
wie „sich nach der Art eines Land- oder 
Stadtstreichers herumzutreiben“ benut­
zen, liefern dabei so definitorisch offene 
wie grundgesetzwidrige (Verstoß gegen 
den Bestimmtheitsgrundsatz Art. 103 
Abs. 2 GG) Grundlagen (vgl. Bösebeck 
2002: 122f.). Harmlose, aber von man­
chen als lästig oder irritierend empfun­
dene Verhaltensweisen sollen aus dem 
Idealbild der sauberen, geschäftstüch­
tigen und konsumfreundlichen Innen­
städte verbannt werden. Legitimiert 
wird dies mit Verweisen auf die Gefähr­
lichkeit der unerwünschten Gruppen, 
auf Belästigungen, die von diesen aus­
gingen und das Sicherheits- oder Wohl­
gefühl trübten. Die Maßnahmen, die bei 
klarem Blick als bloße Vertreibung zu 
verstehen sind, werden teils gar als Hil­
feleistung für die Unerwünschten ge­
tarnt.
Großstädte stehen im Fokus der Krimi- 
nalitäts- und Terrorismusfurcht und 
damit der Politik der Inneren Sicher­
heit. New York, Washington, Madrid, 
London, gerade die westlichen Haupt­
städte und Finanz- bzw. Wirtschafts­
metropolen sind aufgrund ihrer her­
ausgehobenen Stellung, ihrer Symbol­
kraft, schließlich in jüngster Vergan­
genheit tatsächlich Ziel terroristischer 
Anschläge geworden. Abgesehen da­
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von, dass eine dichte Besiedlung große 
Opferzahlen verspricht, kann auch die 
in Großstädten übliche heterogene Zu­
sammensetzung der Bevölkerung als 
Erklärungsansatz herangezogen wer­
den. Das Zusammenleben von Men­
schen, die sich aufgrund ihrer Herkunft, 
Ethnie und sozialen Stellung stark un­
terscheiden, stellt eine Ressource von 
Fremdheit und damit möglicher Kon­
flikte dar, die man durch die Erzeugung 
von Furcht aktivieren und instrumenta­
lisieren kann. An Fremdenangst anzu­
knüpfen, sie in Fremdenhass zu verwan­
deln, ist eine für terroristische Zwecke 
vielversprechende Taktik.
Im politischen Wettstreit der Demokra­
tie ist Sicherheitspolitik eine wichtige 
Ressource zur Gewinnung von Zustim­
mung und Wahlstimmen. Schließlich 
lässt sich Nähe zu den Wählerinnen de­
monstrieren, indem man deren Ängste 
thematisiert (unabhängig davon, wie 
sehr man selbst an der Förderung die­
ser Ängste beteiligt war), durch massi­
ven, oft nur punktuellen Polizeieinsatz 
kurzfristige „Erfolge verwirklicht“ und 
so Handlungswillen und -fähigkeit de­
monstriert (vgl. Nissen 2003: 12). Sylke 
Nissen sammelt zu diesem l e m a  Ana­
lysen zu den Städten London, Paris, Ber­
lin und New York im Buch „Kriminali­
tät und Sicherheitspolitik“. Die Betrach­
tungen offenbaren sehr gut Auftänger, 
Argumente und tatsächliche Taktiken 
und Folgen der Kriminalitätshysterie,
die Elemente einer „Moral Panic“ (Co­
hen 1972) aufweist. Entsprechend ist es 
treffender, von einer Politik der Sauber­
keit denn von einer der Sicherheit zu re­
den, da insbesondere Bevölkerungs­
gruppen, Lebens- und Handlungswei­
sen verdrängt oder gar kriminalisiert 
werden, die sich als Irritation für be­
stimmte Bevölkerungsteile beschreiben 
lassen, deren Definition als Verbrechen 
oder einer Vorstufe davon allerdings 
sehr fragwürdig ist.
„Broken Windows“ (Wilson/Kelling 
1982) ist der Name einer umstrittenen 
Kriminalitätstheorie, die als wissen­
schaftliche Grundlage der New Yorker 
Politik der „zero tolerance“ unter dem 
ehemaligen Bürgermeister Giuliani gilt 
(vgl. Schwind 2004: §15, Abs. 32ff.). Diese 
erfreut sich in der Öffentlichkeit und bei 
Stadtverwaltungen auf der ganzen Welt 
als angeblich höchst erfolgreiches Kri­
minalitätsbekämpfungskonzept enor­
mer Beliebtheit und wird in der Folge 
als Maßstab städtischer Sicherheitspo­
litik behandelt. In der stark verzerren­
den Verkürzung, in der die l e o r ie  der 
zerbrochenen Fenster oft rezipiert wird, 
besagt diese, dass in einer Gegend, in der 
sich augenscheinlich niemand um Ord­
nung bemühe bzw. angerichtete Schä­
den beseitigt und abweichendes Verhal­
ten bekämpft würden, durch diese Sicht­
barkeit normwidrigen Vorverhaltens 
bei weiteren Personen die Bereitschaft 
steige, (auch schwerere) Straftaten an 
diesem Ort zu begehen. In beliebig ver­
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einfachter Verallgemeinerung dienen 
diese und entsprechende ^ eorien  zur 
Begründung harten Vorgehens auch bei 
geringfügigen Verstößen. Als angebli­
che „Frühintervention“ können dann 
Maßnahmen der Verdrängung lästig er­
scheinender Personen oder Verhaltens­
weisen zu Strategien erklärt werden, 
die auch schwere Kriminalität verhin­
dere (vgl. Streng 1999: 6ff.). Bei aller Kri­
tik, die von wissenschaftlicher Seite an 
ihren Befunden geübt wird, ist festzu­
halten, dass auchjames Q. Wilson und 
George L. Kelling in ihrem Aufsatz von 
1982 erklären, keine Antwort auf folgen­
de Frage zu kennen: ,,[H]ow do we ensu­
re that age or skin color or national ori­
gin or harmless mannerisms will not 
also become the basis for distinguishing 
the undesirable from the desirable?“ 
(Wilson/Kelling 1982). Bei der Rezep­
tion ihrer ^ e se n  für innenpolitische 
Programme werden solche praktischen 
Schwierigkeiten allerdings eher ausge­
klammert, damit das griffige Bild der 
„Broken Windows“ mit seiner wissen­
schaftlichen Autorität der Legitimation 
des ebenso griffigen, aber schulmeister­
haften „Wehret den Anfängen“ dienen 
kann. Die Popularität des der New Yor­
ker Polizeipolitik der 1990er Jahre zu­
grunde liegenden Prinzips der „zero to- 
lerance“ verdankt sich in bedeutendem 
Maße einer sehr erfolgreichen Image­
kampagne der Stadtverwaltung und des 
Bürgermeisters (vgl. Foster 2003:36). Der 
tatsächlich beobachtete Kriminalitäts­
rückgang ist allerdings nicht so einfach 
auf die Politik der Null-Toleranz zurück­
zuführen (vgl. Wimber 2002: 87ff.). Eine 
Übertragbarkeit auf deutsche Städte 
ist ohnehin fraglich; es gibt hierzulan­
de schlicht und ergreifend keine Stadt, 
die mit (dem damaligen) New York ver­
gleichbar wäre. Man findet in Deutsch­
land keine städtischen Bereiche, in die 
sich die Polizei nicht mehr vorwagt, in 
denen gewalttätige Territorialkonflik­
te, Bandenkriege und organisiertes Ver­
brechen wüteten (vgl. Brüchert/Steinert 
2002:102ff.).
Privatisierung öffentlichen Raumes
Ein Zuwachs an Sicherheitsempfinden 
wird durch die Vertreibung von Armen 
und Verdeckung von Widersprüchen 
erkauft. Maßgeblich sind bei dieser Po­
litik nicht die realen Ursachen von Kri­
minalität oder soziale Präventionsmög­
lichkeiten, sondern auf sozialen, eth­
nischen oder wirtschaftlichen Span­
nungen basierende Kontrollwünsche, 
die von Politikerinnen kultiviert oder 
bedient werden. Vor allem für die USA 
wird als Erklärungsmodell ein konser­
vatives Demokratieverständnis be­
hauptet, das Kriminalitäts- und Terro­
rismusfurcht nutze, um Strategien der 
verschärften Sozialkontrolle zu insti­
tutionalisieren, die auch unabhängig 
von realen Gefährdungen gewünscht 
würden. Es werden bewusst Schwellen 
geschaffen, um Freiheitsrechte umge­
hen zu können, z.B. indem Orte privati­
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siert werden. Einkaufszentren ersetzen 
Fußgängerlnnenzonen und schaffen so 
privates Hausrecht in ehemals öffentli­
chen Räumen. Bürgerinnensteige wer­
den verpachtet, in New York und ande­
ren Städten entstehen „skywalks“, die 
die Obergeschosse von Hochhäusern 
verbinden und den Privilegierten ein 
Betreten der Straße ersparen. (Vgl. Mar­
cuse 2003: 9lff.) Aber auch in Deutsch­
land gibt es dafür Beispiele: In Bremer­
haven etwa wurde die Fußgängerlnnen- 
zone verpachtet. Mit diesem Kniff wird 
auch hier eigentlich öffentlicher zu pri­
vatem Raum. Die Geschäftsleute der In­
nenstadt können dann mithilfe privater 
Sicherheitsdienste nach Belieben Men­
schen ausschließen. Auch in Berlin ge­
raten bestimmte Bevölkerungsgrup­
pen bzw. von bestimmten Gruppen ge­
prägte Stadtteile in den Sucher, private 
Sicherheitsdienste üben dazu quasi-po­
lizeiliche Autorität aus. Dabei ist zu be­
achten, dass die Sicherheitskräfte selber 
regelmäßig prekär beschäftigt sind und 
-  ohne große Ausbildung und zu Mini­
mallöhnen -  wiederum andere Angehö­
rige der Unterschicht vertreiben. (Vgl. 
Eick 2003: 79f.) Die unerwünschten Per­
sonen werden dabei als Schmutz verur­
sachendes Ärgernis angesehen, welches 
vom Zweck der Stadt als Begegnungs­
raum ausgeschlossen ist (vgl. Bösebeck 
2002: 124ff.). Dahinter verbirgt sich eine 
Taktik der Verdrängung von Personen, 
die nicht als Wirtschaftsfaktoren, son­
dern als Konsumentlnnen zweiter Klas­
se betrachtet werden.
Das allgemeine Sicherheits- und Ord­
nungsgesetz der Stadt Berlin (ASOG) 
bietet unter dem Verweis auf „gefähr­
liche Orte“ das Instrumentarium zur 
Umgehung der Bürgerrechte ad hoc de­
finierbarer gefährlicher Personen oder 
Bevölkerungsteile. Beschrieben sind 
diese gefährlichen Orte darin als Plät­
ze, an denen davon ausgegangen wer­
den kann, dass dort Straftaten verübt 
werden bzw. sich dort Menschen auf­
halten, um Straftaten zu begehen. Man 
hat es also nicht mit einer Rechtsdefini­
tion zu tun, sondern mit einer Raumdefi­
nition (vgl. Eick 2003: 76). Es geht um die 
„[...] Verdrängung all derer aus diesem 
Stadtgebiet [...], die am gesitteten Kon­
sum kein Interesse haben oder denen die 
finanziellen Möglichkeiten für diesen 
Konsum fehlen“ (ebd.: 75). In Stuttgart 
wurden Arbeitslose im Rahmen von Be­
schäftigungsprogrammen eingesetzt, 
um Obdachlose zu vertreiben. So wird 
eine soziale Randgruppe benutzt, um 
Druck auf eine andere auszuüben. Bei­
de werden zur Selbstherabsetzung an­
geregt, aber eine erhält die Gelegenheit, 
sich durch die Ausgrenzung der anderen 
wieder integrierter zu fühlen. Bewor­
benwurde die Maßnahme als arbeitsm- 
arktintegrativ (vgl. ebd.: 82). Wolfgang 
Schuster, seit 1997 Oberbürgermeister 
von Stuttgart, begründete sie als „[...] 
bewährt, weil manche von ihnen vor­
her selbst auf der Parkbank saßen und 
denen jetzt sagen können: ,Komm, Dei­
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ne Bierflasche, die kannst Du doch auch 
mitnehmen““ (Schuster 1998: 24). Dies 
sei ein sozialpolitisches Zeichen, rand­
ständigen Menschen wieder eine Auf­
gabe zu geben. Man möchte diese Aus­
sage als naiv bezeichnen, hätte Schuster 
denselben Text nicht mit dem auf eigent­
lich tiefere Einsicht hindeutenden Ver­
weis darauf eingeleitet, dass das subjek­
tive Sicherheitsempfinden von der ob­
jektiven Sicherheitslage (die besser als 
gedacht sei) stark abweiche. Als eine der 
Ursachen gefühlter Unsicherheit the­
matisiert Schuster sogar die verbrei­
teten Ängste um den Arbeitsplatz, um 
zum Schluss dann aber doch auf die For­
derung eines Lernens von New York und 
die Herstellung von Sauberkeit zu ver­
fallen (vgl. ebd.: 19ff.).
W ir sehen also: „Der Raum ist das Kern­
element polizeilicher Strategien“ (Body- 
Gendrot 2003:62). Das gilt auch für Paris, 
wo die möglichen Folgen einer überjah­
re betriebenen Exklusionspolitik klar 
werden. Wiederholt kam es hier in den 
vergangenen Jahren zu schweren Un­
ruhen in den Banlieues. Sophie Body- 
Gendrot sieht den Wendepunkt im 1997 
vollzogenen Kurswechsel von einer Po­
litik der sozialen Prävention auf städti­
scher Ebene zu einer Sicherheitspolitik 
kompromissloser Strafanwendung auf 
nationaler Ebene. Soziale Probleme wer­
den ghettoisiert, die Peripherie zahlt den 
Preis für die Sicherung des Zentrums. 
Zielgruppe sind vor allem jugendliche 
Einwanderinnen, die mit harten Strafen
bedacht werden und auch anhand von 
„incivilities“, also ohne dass Verbrechen 
vorgeworfen werden können, Opfer der 
Stigmatisierung werden (vgl. ebd.: 45ff.).
Substitution sozialstaatlicher 
Herangehensweisen
Der Vormarsch des Sicherheitsstaates 
scheint in Deutschland auch den Sozi­
alstaat zu überrollen: Die „Renaissance 
der repressiven und ,atavistisch-stra- 
fenden Seiten des Strafrechts nimmt 
im gleichen Maße zu wie das Politikfeld 
sozial- und wohlfahrtsstaatlicher Leis­
tungen undlnstitutionen an Bedeutung, 
staatlicher und fiskalischer Förderung 
einbüßt“ (Sack 2002: 73). Die situative 
Prävention, die im städtischen Bereich 
in Form von Verdrängung, Überwa­
chung und der allgemeinen Herstellung 
konsumfreundlicher Bedingungen 
stattfindet, hat den Vorteil, dass sie nicht 
so leicht unter Rechtfertigungsdruck 
gerät wie wohlfahrtsstaatliche Schrit­
te. Denn soziale Maßnahmen beinhal­
ten eine indirekte Kritik an der sozia­
len Realität und betonen gesellschaftli­
che Verantwortung. Außerdem geraten 
sie evtl. als Umverteilungsmaßnah­
men zugunsten der „undeserving poor“ 
in die Kritik, wie David Garland meint, 
der sich dabei aber auf ein eher angel­
sächsisches Sozialstaatsverständnis be­
zieht. Garland bezeichnet insbesondere 
die USA und Großbritannien als „high 
crime societies“ bzw. „high security so- 
cieties“. Er meint damit nicht, dass die­
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se zwangsläufig einem besonders hohen 
Kriminalitätsniveau ausgesetzt wären, 
sondern dass der politische Diskurs in 
ihnen sehr weitgehend vom l e m a  Kri­
minalität bestimmt sei und Maßnah­
men der vorgeblichen Kriminalitätsbe­
kämpfung im Dienst potentieller oder 
virtueller Opfer nahezu pausenlos ge­
fordert und gefördert würden. In diesem 
„crime complex“ entstehen vorwiegend 
expressive, jedoch umso härtere Maß­
nahmen, die die Öffentlichkeit beruhi­
gen sollen. (Vgl. Garland 2008: 22, 5lff., 
67,245ff., 257ff., 297,354)
Die Geschwindigkeit, in der auch in 
Deutschland immer neue Möglichkei­
ten zur Gefahrenbekämpfung gefor­
dert und umgesetzt werden, deutet da­
raufhin, dass auch wir in einer Hochsi­
cherheitsgesellschaft leben, einer Null­
Risikogesellschaft, die sich neue Risiken 
gerade dadurch schaffi, dass sie einem 
ständigen politischen Weg in Richtung 
immer weiterer Verschärfung von Stra­
fen und Vorverlegung von Sanktions­
möglichkeiten folgt. Dieser ist nicht nur 
in seinen freiheitsgefährdenden Fol­
gen unberechenbar, es ist auch eine wei­
ter greifende Dimension zu betrachten: 
Welche Konsequenzen ergeben sich für 
den sozialen Frieden aus einer Politik, 
die Prävention (und diese nicht sinnver­
engt auf Kriminalprävention!) durch die 
Mittel des Wohlfahrtsstaats und der so 
ungeliebten „Umverteilung“ zuguns­
ten einer Verengung auf Überwachung,
Gängelung undBestrafung verlernt?
Persönlichkeitsentfaltung im Raum des 
allgemeinen Verdachts
Argumente für Videoüberwachung in 
öffentlichen Räumen beinhalten nicht 
nur die Erleichterung der Strafverfol­
gung im Nachfeld, sondern bezeichnen 
auch die Sichtbarkeit und Spürbarkeit 
der Überwachung als erwünscht. Dies 
bezieht sich nicht nur auf potentielle 
Straftäterlnnen, sondern auf alle Bürge­
rinnen, denn schließlich soll die Über­
wachung nicht nur Sicherheit, sondern 
auch das Sicherheitsempfinden för­
dern. Sicherheitsempfinden muss dabei 
bedeuten, dass man sich der Überwa­
chung bewusst ist, man sich aber qua­
si per Befehl dabei nicht unwohl füh­
len darf, sondern „sicher“ fühlen muss. 
Wenn aber den Überwachungskameras 
eine tatsächliche psychische Wirkung 
zugeschrieben wird, muss man auch die 
andere Seite beleuchten, nämlich, dass 
durch die Überwachung auch Verhal­
tensweisen, die nicht verboten, jedoch 
aus dem einen oder anderen Grund un­
erwünscht sind, unterbunden werden 
können. Gefühle des Unwohlseins an­
gesichts der Kameras wirken potentiell 
disziplinierend (hier sei verheißungs­
voll, aber nur exemplarisch, auf Pan- 
optismus und Disziplinargesellschaft 
nachFoucault 1976 verwiesen).
Insofern die Förderung des Sicher­
heitsempfindens regelmäßig sogar zur 
Hauptfunktion oder zum vorrangigen
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Ziel der Videoüberwachung erklärt 
wird, ist sie als symbolische Maßnah­
me zu verstehen. Dann ist erst recht mit­
zudenken, welche anderen, die positi­
ven Wirkungen vielleicht relativieren­
den Wahrnehmungsmuster mitgelie­
fert werden. (Vgl. Achelpöhler/Niehaus: 
138ff.) Auch wenn man der Logik von 
Befürworterinnen der Überwachungs­
technikfolgt, die daraufhinweisen, dass 
Kriminelle nicht unter dem Auge ei­
ner Videokamera Verbrechen begehen 
werden, hieße dies nur, dass Krimina­
lität bestenfalls in weniger überwach­
te Stadtbereiche verdrängt würde. Dies 
bedeutete dann wiederum, dass auch 
diese überwacht werden müssten. Da­
mit ist die Videoüberwachung wieder 
als Kampf um Raum zu sehen, in dem die 
Verdrängung unerwünschter Personen 
stetig weitere Kreise ziehen muss.
Reale Folgen symbolischer Politik
Im Feld der Inneren Sicherheit findet der 
Staat einen der wenigen Bereiche, in de­
nen er glaubt, noch souverän wirken zu 
können. Die Bevölkerung wird gleich­
sam dazu angehalten, ihr gesamtes Ge­
borgenheitsbedürfnis ausschließlich 
auf dem Gebiet des Schutzes vor iden­
tifizierbaren Kriminellen oder Gefähr­
derinnen zu kompensieren. Dem ent­
spricht die Bearbeitung von Unsicher­
heitsgefühlen mittels Rechtsverschär­
fungen -  und auch wenn es sich dabei 
um eine vorwiegend symbolische Stra­
tegie handeln mag, hat sie sehr reale
Konsequenzen. Die Umwandlung v.a. 
des Strafrechts in ein Präventionsrecht, 
das vorbeugend tätig werden soll, bevor 
sich eine Gefahr verwirklicht hat, be­
deutet die Kriminalisierung von Hand­
lungen, die an sich noch nicht als Ver­
brechen im Sinn einer Rechtsgutsver­
letzung anzusehen sind. Die Bedeutung 
dessen kann im Hinblick auf die Konst­
ruktion von Rechtsverletzerlnnen kaum 
überschätzt werden: Ein davon gepräg­
tes Vorgehen legt nämlich nahe, gewis­
se Handlungen, bestimmte äußerlich 
wahrnehmbare Merkmale, ja  bestimm­
te Lebensstile zu kriminalisieren, die 
aufgrund von Vorurteilen oder statisti­
schen Abweichungen als potentiell ge­
fährlich bewertet werden. Das umfasst 
die Stigmatisierung von Angehörigen 
der „Unterschicht“, von Obdachlosen, 
Sozialhilfeempfängerinnen und Dro­
genabhängigen und von so großen und 
heterogenen Bevölkerungsgruppen wie 
Migrantlnnen oderjugendlichen.
Der Sichtbarkeit der Gruppe entspricht 
die strategische Konzentration aufsicht­
bare Eingriffe und möglichst unmittel­
bar zu erntende Ergebnisse. Doch abge­
sehen von praktischen undlegitimatori- 
schen Problemen sind Maßnahmen, die 
durch deutlich sichtbares Handeln Si­
cherheit versprechen, auch bedenklich, 
weil sie, wenn sie trotz ihrer Symbol­
kraft unwirksam oder ineffizient sind, 
den Blick und die politische Diskussion 
für alternative, eventuell wirksamere
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Strategien zur Zukunftssicherung ver­
sperren (vgl. Prittwitz 1997: 61). Wenn 
eine vorgebliche Sicherheitspolitik eher 
Sichtbarkeitspolitik ist, kann ein Prob­
lem als bearbeitet oder gelöst gelten und 
trotzdem weiterbestehen, ja  sich sogar 
noch verschärfen, da Handlungsbedarf 
erst einmal abgehakt wird. Eigentlich 
systemische Probleme werden verdeckt, 
wenn man sie strategisch auf Straf- und 
Ordnungsrecht reduziert, welche die­
se Probleme nicht entdecken und schon 
gar nicht bearbeiten können, da sich ihr 
Instrumentarium auf die Suche und Be­
arbeitung von abweichendem Verhalten 
und Delinquentinnen beschränkt. Ent­
sprechend fällt eine Politik aus, die mit 
diesem grobschlächtigen Apparat vor­
zeigbare Ergebnisse produzieren will 
und daher darauf angewiesen ist, Perso­
nen oder Bevölkerungsgruppen als stö­
rend zu markieren, zu kriminalisieren 
oder zu verdrängen. Die darin angelegte 
Konzentration auf die Beseitigung von 
Verhaltensweisen, die von bestimmten, 
insbesondere wirtschaftsstarken Grup­
pen als irritierend empfunden werden, 
führt gerade in Großstädten, die ohne­
hin kaum herrschafts- bzw. besitzfreie 
Räume kennen, zu einer weiteren Ver­
ringerung wirklicher, allen offen ste­
hender Freiräume.
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